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Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 133. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 8. März 1956 

1. Abgeordneter 
Matthes 

Beabsichtigt der Herr Bundes Verteidigungs- 
minister die Einrichtung friedensmäßiger Mili- 
tärlazarette, oder soll die ärztliche und pflege- 
rische Versorgung der bettlägerig erkrankten 

Soldaten der Streitkräfte durch Verträge mit 
den im Standort befindlichen Krankenhäusern 
sicher gestellt werden? 

2. Abgfordneter 
Matthes 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, 
um den deutschen Auslandsschulen in Spanien 

Hilfe angedeihen zu lassen, deren Bestand — 
nach der Sdiließung zahlreidier deutscher 

Schulen auf alliierte Weisung bei Kriegsschluß — 
nicht gesichert ist? 

3, Abgeordneter 
Dr. Budier 

Was hat die Bundesregierung veranlaßt, über 
die Reise einer sowjetischen Wirtschaftsdele- 
gation unter Führung des stellvertretenden 

Landwirtsdiaftsministers der UdSSR, K. Machi- 
nia, durch das Gebiet der Bundesrepublik 
keine Presseverlautbarung zu geben? 

4. Abgeordneter 
Dr. Keller 

Welche Folgerungen hat die Bundesregierung 
auf Grund der Debatte und des Beschlusses 
des Deutschen Bundestages vom 22, Oktober 

1954 gezogen, worin auf die Notwendigkeit 
der Einbeziehung der notleidenden Teile des 
inneren Spessart in das Notstandsförderungs- 
programm hingewiesen wird? 

5. Abgeordneter 
Wittrock 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
juristischer Verlag für eine Loscblatt-Sammlung 
des Bundesrechtes u. a. mit folgendem Hinweis 
wirbt: „Die Erläuterungen stammen in der 

Regel von den Referenten der federführenden 

Ministerien, spiegeln also die Gedanken des 

Gesetzgebers wider”? 

Drudt: BuciidruGkerel Peter Meier, BulsdorJt/Siegb arg 

Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 

Telefon 3551 



6. Abgeordneter 
Amholz 


7. Abgeordnete 
Frau Benneniann 

8. Abgeordneter 
Lotze 


Was gedenkt die Bundesregierung gegen die 
Veröffentlichung von sogenannten Referenten- 
kommentaren zu tun, die oft unter Mißbrauch 
amtlicher Kenntnisse und Hilfsmittel verfaßt 
sind, nicht selten im Widerspruch zu den 
Erwägungen der gesetzgebenden Körperschaf- 
ten stehen und sich im Ergebnis als eine 
Meinungslenkung auswirken? 

Trifft cs zu — und billigt cs gegebenenfalls 
die Bundesregierung — , daß in Schulen des 
Landkreises Steinburg in Schleswig-Holstein 
als Anerkennung für die besten Aufsätze über 
den deutschen Osten Urkunden verteilt wur- 
den mit einer Darstellung des Deutschen 
Reid'iS in den Grenzen von 1941* (also ein- 
schließlich Österreichs, des sogenannten Protek- 
torats Böhmen und Mähren und der West- 
gcbicte Polens) ünd mit der Aufschrift : „Das 
ganze Deutschland soll es sein” ? 

Ist es statthaft, die Kriegsbeschädigtenrente 
bei der Verrechnung von gewährter T'yJ^er- 
kulosehilfe in Anrechnung zu bringen? 

Ist dem Herrn Bundes] ustizminister bekannt, 
daß Gcrichtskassen in zunehmendem Maße in 
Strafverfahren auf Grund des § lOderJustiz- 
bekreibungsordnung von 1937 Arrestein das 
Vermögen des Angeklagten zur Sicherung 
der möglicherweise entstehenden Gerichts- 
kosten des Strafverfahrens ausbringen, noch 
bevor überhaupt eine Gerichtsverhandlung 
stattgefunden hat? 

Wurde ähnlich auch vor 1937 verfahren, oder 
ist die Vorschrift des § 10 der Justizbeitrei- 
bungsordnung von 1937 erst durch den 
Nationalsozialismus geschaffen worden? 

Ist dem Herrn Bundesjustizminister bekannt, 
daß diese Arreste nicht von Gerichten, son- 
dern von Gerichtskassenbeamten und Justiz- 
ver waltun gsbeamten erlassen und überprüft 
werden und daß jede richterliche Nachprü- 
fung ausgeschlossen ist? 

Hält der Herr Bundesminister dieses Ver- 
fahren nach § 10 der Justizbeitreibungsord- 
nung mit Art. 6 des Gesetzes über die Kon- 
vention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfre.iheiten vom 7. August 1952 (BGBl. 
1953 II S. 685) und den Vorschriften des 
Grundgesetzes, insbesondere den Art. 20 und 
22, für vereinbar? 
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9. Abgeordneter 
Schmitt 

(Vockenhausen) 


10. Abgeordneter 
Mattick 


1 1 . Abgeordneter 
Arnholz 


Wann wird die Bundesregierung den Entwurf 
des Zustimmungsgesetzes für das UNESCO- 
Abkommen für die Einfuhr von Gegenstän^ 
den erzieherischen, wissenschaftlichen oder 
kulturellen Charakters vom 22. November 
1950 dem Bundestag vorlegen, nachdem der 
Staatssekretär des Auswärtigen Amtes in der 
Plenarsitzung vom 23. Februar 1955 die Ein- 
bringung des Gesetzes „in Kürze” zugesagt 
hat? 

Hält es die Bundesregierung im Interesse 
einer demokratischen Entwicklung und der 
Förderung der Meinungsbildung für richtig, 
daß in einer amtlichen Darstellung, wie sie 
unter dem Titel „Meilensteine zur Souverä- 
nität” veröffentlicht wurde, jedwede Stellung- 
nahme der Opposition unterschlagen wird 
und dadurch eine reine Propagandaschrift 
des Bundeskanzlers entsteht? 

Hält sich die Bundesregierung für berechtigt, 
eine so einseitige Propagandaschrift als regie- 
rungsamtliche Mitteilung zu verteilen, so u. a. 
als Postwurfsendung an alle deutschen Lehrer? 

Hält es die Bundesregierung für richtig, daß 
die Schülerinnen und Schüler in der Bundes- 
republik von ihren Lehrern — und dazu ist 
ja wohl die Postwurfsendung an sie ergangen — 
so einseitig unterrichtet werden? 

War dem Herrn Bundes Verteidigungsminister 
bei Beantwortung meiner Fragen am 20. 
Januar 1956 bekannt, daß ein Mitarbeiter 
seines Ministeriums in Nr. 3/55 der „Zeit- 
wende” in einem Aufsatz über Kriegsdienst- 
verweigerung die Auffassung vertreten hat, 
„auf den eigenen Vater oder Bruder schießen, 
Heimatboden verwüsten. Unschuldige töten 
. . seien „von Gewissensfällen” zu unter- 
scheidende „Härtefälle”, und billigt der Herr 
Bundesminister diese Auffassung? 

War dem Herrn Bundesminister ferner bekannt, 
daß einer der Referenten auf der Tagung der 
Evangelischen Akademie In Mülheim ausdrück- 
lich sich auf diesen Aufsatz bezogen hat und 
dessen Auffassung — „Weigerung, auf den 
eigenen Bruder oder Vater zu sdiießen . . 
sei als bloße politische Entscheidung nicht 
erlaubt — entgegengetreten ist? 

War dem Herrn Bundesminister schließlich be- 
kannt, daß der Verfasser dieses Aufsatzes in sei- 
nem Korreferat dem Zitat aus seinem Aufsatze 
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nicht widersprochen hat, so daß dem Bericht- 
erstatter die Auffassung „Es gibt keine Wei- 
gerung, auf den eigenen Vater zu schießen” 
als die aus dem Bundesverteidigungsministerium 
vertretene Auffassung erscheinen mußte und 
zu der Presset ormulierung führte? 

12. Abgeordneter Sind dem Herrn Bundesverkchrsminister die 

Ritzel nachteiligen Wirkungen der beabsichtigten 

Umwandlung der Bahnlinie Bensheim — Hof- 
heim von einer Hauptstrecke in eine Neben- 
strecke bekannt, und was beabsichtigt er 
— besonders auch im Hinblick auf die damit 
verbundene Verschlechterung der Verbindung 
nach dem Saargebiet — zu tun, um dieser 
wirtschaftlichen und politischen Schädigung 
des davon betroffenen Gebietes entgegenzu- 
wirken? 

13. Abgeordneter Ist der Herr Bundesinnenminister bereit, Maß- 
Burgemeister nahmen zu ergreifen, um die aus hygienischen 

Gründen nicht zu vertretende Form des 
Werbe Versandes von Lebensmitteln, bei denen 
probeweise Entnahmen gestattet sind, zu 
untersagen? 

14. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel deut- 

Kalbitzer sehe politische Häftlinge sich noch in spanischen 

Gefängnissen oder Zuchthäusern befinden, und 
ist sie bereit, sich für die Freilassung und 
Heimführung dieser Gefangenen in ihre Heimat 
einzusetzen? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
diesen Personen Rechts- und andere Hilfen 
angedeihen zu lassen? 

15. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, gegebenenfalls 
Müller-Hermann im Zusammenwirken mit dem Land Nord- 
rhein- Westfalen, die leicht gebauten und ge- 
räuschempfindlichen Pressebaracken am Bun- 
deshaus durch feste Bauten zu ersetzen, damit 
die in- und ausländische Presse ungestört ihren 
Arbeiten nachgehen kann? 

16. Abgeordneter Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 

Kroll kannt, daß die 7 km lange Autobahnstrecke 

zwischen Mannheim und Heidelberg (Kilo- 
meter 567 bis 574 der Strecke Frankfurt — 
Karlsruhe) wohl eine der gefährlichsten Auto- 
bahnstrecken des Bundesgebietes ist? Bestehen 
irgendwelche Pläne, um diese jetzt bereits 21 
Jahre alte Doppelautobahn zu entlasten und 
dem heutigen Verkehr anzupassen? 
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17. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung Zutun, 

Bals um die Kapitalabfindung in der Kriegsopfer- 

versorgung für den Rest des Haushaltsjahrs 
1955 sicherzustellen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
das Fehlen ausreichender Haushaltsmittel 
Kriegs geschädigte, welche mit Sehnsucht auf 
den kapitalisierten Betrag gewartet haben,- 
gezwungen waren, teure Zwischenkredite auf- 
zunehmen, um ihre Bauvorhaben fortsetzen 
zu können? Wird die Bundesregierung für 
das Haushaltsjahr 1956 ausreichende Mittel 
zur Verfügung stellen? 

18. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Haushalts- 

Bals jahr 1956 ausreichende Mittel zur Verfügung 

zu stellen, um die Mangfall- und Loithal- 
Autobahnbrücken an der Autobahn München — 
Bad Reichenhall zweibahnig ausbauen zu 
können ? 

19. Abgeordneter Beruht eine dpa-Meldung vom 2. Februar 1956 
Müller-Hermann auf Tatsachen, daß auf ^der Insel Helgoland 

8000 cbm aus Trümmergrundstücken gebor- 
genen Holzes planmäßig durch Feuer ver- 
nichtet worden sind? Auf wessen Anweisung 
ist das geschehen? Wäre diese Menge Holz 
nicht für wirtschaftliche Zwecke, insbesondere 
für die Hausbrand Versorgung der Bevölkerung 
Helgolands, zu verwenden gewesen? 

20. Abgeordneter Ist es richtig, daß der Herr Bundeswirtschafts- 

Matthes minister die Beteiligung des Bundesverbandes 

der freien Berufe bei den Verhandlungen mit 
Vertretern des Handels und des Handwerks 
über Fragen einer besseren Kredit Versorgung 
des Mittelstandes abgelehnt hat? 

Wie will der Herr Bundesminister im Be- 
jahungsfall eine derartige Entscheidung be- 
gründen? 

Bis wann ist mit der Auszahlung des für 
Dezember 1955 zahlbaren Restbetrages zu 
redmen, nachdem die Empfänger von Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen im 
Dezember 1955 nach dem Sonderzulagengesetz 
vom 2. Dezember 1955 nur Vorschüsse er- 
halten haben? 

Gedenkt der Herr Bundesminister des Aus- 
wärtigen bei der personellen Besetzung der 
Ostabteilung seines Hauses den besonderen 
Problemen des böhmisch-mährisch-schlesischen 
Raumes Rechnung zu tragen? 

Bonn, den 5. März 1956 


21. Abgeordneter 
Dr. Blank 
(Oberhausen) 


22. Abgeordneter 
Reitzner 


5 



